










Einwendung gegen den Bebauungsplan Nr. 210 „Gewerbegebiet Hansafeld“ 
Die Möslstraße weist bereits im Bestand eine erhebliche verkehrliche Überlastung auf. Sie 
wird nicht nur durch den Anliegerverkehr genutzt, sondern dient darüber hinaus als Zubringer 
zu mehreren frequenzstarken Einrichtungen, insbesondere dem Bauhof, dem Bauernverband, 
dem Einzelhandelsstandort (Aldi), dem Driver Center sowie dem Jobcenter des Landkreises. 
Es handelt sich damit faktisch um eine Straße mit deutlich erhöhter Verkehrsbelastung, die 
über den Charakter einer reinen Anliegerstraße hinausgeht. 
Durch parkende Fahrzeuge, insbesondere im Zusammenhang mit dem Besucherverkehr des 
Jobcenters, reduziert sich die tatsächlich nutzbare Fahrbahnbreite regelmäßig auf lediglich ca. 
4,5 m. Diese Breite unterschreitet die nach den einschlägigen technischen Regelwerken, 
insbesondere der RASt 06, erforderlichen Mindestmaße für einen sicheren 
Begegnungsverkehr. 
Hinzu kommt, dass die vorhandene Straßengeometrie die Einhaltung der erforderlichen 
Schleppkurven für Begegnungsfälle Lkw–Lkw sowie Lkw–Pkw nicht gewährleistet. Das kann 
aufgrund der bestehenden baulichen Situation auch nicht nachträglich korrigiert werden 
 
„Im Gutachten werden als den Betriebshof nutzende Fahrzeugtypen unter anderem genannt: 
– Sattelzug mit einer zulässigen Gesamtlänge von 18,75 m 
– Baustoffzug mit Anhänger mit einer zulässigen Gesamtlänge von 16,50 m“ 
 „Die Schleppkurvenanalyse  zeigt, dass Fahrzeuge mit 18,75 m Länge beim Abbiegevorgang 
von der Westerndorfer Straße aus zwingend die Gegenfahrbahn im Knotenpunkt in Anspruch 
nehmen. Dieses Fahrmanöver führt zu einer signifikanten Gefährdung des Gegenverkehrs und 
stellt ein erhebliches Konfliktpotenzial im Kreuzungsbereich dar.“ 

 
 
Damit liegt ein dauerhafter infrastruktureller Mangel vor, der zu erheblichen Einschränkungen 
der Verkehrsabläufe führt. Bereits im derzeitigen Zustand ist ein regelgerechter 
Begegnungsverkehr nur eingeschränkt bzw. teilweise gar nicht möglich. Verkehrsteilnehmer 
sind gezwungen auszuweichen, anzuhalten oder rangierend zurückzusetzen, was die Gefahr 
von Unfällen signifikant erhöht. 
Diese unübersichtliche und konfliktträchtige Verkehrssituation begründet bereits heute eine 
konkrete Gefährdung und steht im Widerspruch zu den Anforderungen an die 
Verkehrssicherheit sowie die Leichtigkeit des Verkehrs. 
Vor diesem Hintergrund ist die bestehende Situation als planerisch vorbelastet zu bewerten. 
Eine zusätzliche Verkehrszunahme infolge der geplanten Maßnahmen verschärft diese 
Defizite weiter und ist daher im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung zwingend zu 
berücksichtigen. Das Unterlassen einer hinreichenden Berücksichtigung stellt einen 
beachtlichen Abwägungsmangel dar. 
„Eine verkehrlich konfliktfreie Erschließung ist sowohl über die Hansafeldstraße als auch über 
die Westerndorfer Straße unter Einbeziehung des rot gekennzeichneten Grundstücks 
eindeutig möglich (siehe Abbildung).“ 



 
              
1. Unzureichende verkehrliche Erschließung  
Die Möslstraße weist bereits im Bestand erhebliche verkehrstechnische Defizite auf. Die 
geplante Erschließung des Neubaugebiets als Stichstraße führt zu einer zusätzlichen 
Verkehrsbelastung, ohne dass die hierfür erforderlichen infrastrukturellen Voraussetzungen 
gegeben sind. Dies widerspricht dem Grundsatz einer sicheren und leistungsfähigen 
Verkehrserschließung.  
Die vorhandenen Engstellen (u. a. eine Verengung der Fahrbahnbreite auf ca. 5,3 m) sowie 
die durch parkende Fahrzeuge faktisch weiter reduzierte nutzbare Fahrbahnbreite (auf 
lediglich ca. 4,5 m) führen dazu, dass ein ordnungsgemäßer Begegnungsverkehr im Sinne der 
einschlägigen straßenverkehrs- und straßenbautechnischen Regelwerke nicht gewährleistet 
ist. 
Nachweislich des Erläuterungsberichts zum Bebauungsplan Nr. 198 „Möslstraße Mitte“ 
(Erläuterungsbericht Verkehrsausbau vom 08.02.2021) können die erforderlichen 
Schleppkurven insbesondere für Begegnungsfälle (Abb. 2, Zweiachsiges Müllfahrzeug – Pkw) 
nicht eingehalten werden. Dies stellt einen erheblichen funktionalen Mangel der 
Verkehrsfläche dar. Eine bauliche Nachbesserung wird im Gutachten 28.10.2025 selbst als 
nicht möglich bezeichnet, sodass ein dauerhaft defizitärer Zustand planerisch hingenommen 
wird. Auch für Begegnungsfälle zwischen Transportern und Pkw bestehen erhebliche 
Einschränkungen, die über das übliche Maß hinausgehen und die Verkehrssicherheit 
beeinträchtigen. 
Diese gravierenden strukturellen Defizite wurden im Rahmen der bauleitplanerischen 
Abwägung nicht hinreichend berücksichtigt. Insbesondere fehlt es an einer sachgerechten 
Gewichtung der Belange der Verkehrssicherheit und der Leichtigkeit des Verkehrs den 
Grundsätzen ordnungsgemäßer Abwägung. Vor diesem Hintergrund ist von einem 
beachtlichen Abwägungsfehler auszugehen. 
Die Situation verschärft sich in den Wintermonaten in unzumutbarer Weise. Im Zuge des 
Winterdienstes wird der Schnee in den ohnehin bestehenden Engstellen sowie entlang der 
Fahrbahn abgelagert. Dadurch reduziert sich die tatsächlich nutzbare Fahrbahnbreite 
nochmals erheblich. Hiervon betroffen sind insbesondere die Bereiche der Flurstücke 56/3, 
58/5, 58/10, 58/12, 56/9, 56/5, 56/4, 56/7 sowie 56 mit den zugehörigen Hausnummern 9, 17c, 
17d, 16, 16a, 18, 18a und 18b. Infolge dieser zusätzlichen Verengung ist ein 
Begegnungsverkehr selbst zwischen Pkw und Transportern zeitweise nicht mehr möglich. 
Damit ist die bestimmungsgemäße Nutzbarkeit der Verkehrsfläche insbesondere unter 
winterlichen Bedingungen nicht mehr gewährleistet. Dies führt zu Gefahrenlagen sowie zu 
einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Verkehrsteilnehmer und verstärkt die bereits 
bestehenden planungsbedingten Defizite erheblich. Schleppkurvennachweise, die den 
Gegenverkehr unberücksichtigt (Abb.1) lassen, sind als unzureichend und nicht belastbar 
anzusehen. Sie beschränken sich auf die isolierte Betrachtung eines Einzelfahrzeugs und 
bilden die tatsächlichen Verkehrsverhältnisse nicht ab. Eine Übertragbarkeit auf den realen 
Verkehrsablauf ist damit nicht gegeben. 



 
Methodisch fehlerhafter Schleppkurvennachweis 
Insbesondere bleibt unberücksichtigt, dass es im Knotenpunkt regelmäßig zu 
Begegnungsfällen sowie zu Folgefahrten mehrerer Fahrzeuge kommt. Bei der Abwicklung 
solcher Verkehrssituationen überlagern sich die Fahrbewegungen, wodurch die im 
Einzelfahrzeugnachweis dargestellten Fahrkorridore faktisch nicht eingehalten werden 
können. Dies gilt in besonderem Maße für lange Fahrzeuge (zweiachsiges, dreiachsiges 
Müllfahrzüge bzw. Feuerwehrfahrzeuge), die zum Abbiegen (Abb.1) auf die Gegenfahrbahn 
angewiesen sind. 
Der vorgelegte Schleppkurvennachweis ist daher nicht geeignet, die Verkehrssicherheit und 
die Leistungsfähigkeit der Erschließung nachzuweisen. Er unterschätzt systembedingt die 
Konfliktpotenziale und genügt weder den fachlichen Anforderungen an eine realitätsgerechte 
Verkehrsbetrachtung noch den rechtlichen Anforderungen an eine ordnungsgemäße 
Abwägung. 
  
3. Erhebliche Gefährdung des Schulwegs  
Besonders kritisch ist die Querung der Möslstraße durch den Schulweg (Flur-Nr. 58/2) im 
Bereich einer unübersichtlichen Engstelle. Bereits im Bestand besteht eine erhöhte 
Gefährdung für Schulkinder.  
Vor dem Hintergrund eines prognostizierten Mehrverkehrs von ca. 600 Fahrzeugen täglich ist 
eine erhebliche Verschärfung dieser Gefahrenlage zu erwarten. Dies stellt eine unzumutbare 
Beeinträchtigung der Verkehrssicherheit dar und verletzt die Schutzpflichten gegenüber 
besonders schutzbedürftigen Verkehrsteilnehmern.  
 
4. Fehlendes ausreichendes Verkehrsführungskonzept  
Ein schlüssiges, belastbares Verkehrsführungskonzept, das sowohl den Baustellenverkehr als 
auch den späteren Ziel- und Quellverkehr vollständig berücksichtigt, liegt nicht vor. 
Insbesondere fehlen nachvollziehbare Aussagen zur Verkehrsverteilung innerhalb des 
Neubaugebietes und   der Möslstraße sowie zur sicheren Abwicklung des 
Begegnungsverkehrs.  
 
5. Ergebnis  
Die Planung führt zu einem dauerhaft mangelhaften und sicherheitskritischen Zustand der 
Verkehrserschließung, der den anerkannten Regeln der Technik, insbesondere den 
Vorgaben der RASt, den Anforderungen an Schleppkurven und den grundlegenden 
Prinzipien einer konfliktfreien Verkehrsführung, widerspricht 

 RASt 06 (Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen 
 EAE (Empfehlungen für Anlagen von Erschließungsstraßen)  

Vor dem Hintergrund der dargestellten erheblichen sicherheitsrelevanten Defizite ist der 
Bebauungsplan in der vorliegenden Form als rechtlich angreifbar einzustufen. 
Wir fordern daher:  

1. die vollständige Überarbeitung des Verkehrskonzepts,  
2. den Nachweis einer sicheren und regelkonformen Verkehrserschließung,  
3. sowie die Sicherstellung eines gefahrlosen Schulwegs.  

Bis zum Nachweis dieser Voraussetzungen ist der Bebauungsplan nicht beschlussfähig. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
Abb.1 Schleppkurven Zweiachsiges Müllfahrzeug Einzelfahrzeugnachweis Ei- und Ausfahren  

 

 
 
Methodisch unzureichender Schleppkurvennachweis für ein dreiachsiges Müllfahrzeug 
(reiner Einzelfahrzeugnachweis, nur Einfahrvorgang)“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Abb.2 Methodisch zutreffender Schleppkurvennachweis (zweiachsiges Müllfahrzeug / Pkw) 
zeigt, dass ein Begegnungsverkehr nicht konfliktfrei abgewickelt werden kann; es besteht ein 
unmittelbares Kollisionsrisiko.“ 

 

 











3

 
 





2

Besonders kritisch sehe ich die Auswirkungen auf Kinder, die die Möslstraße als Schulweg nutzen. 
Auch für ältere Menschen wird die Verkehrssicherheit dadurch beeinträchtigt. Vor einer Umsetzung 
der Planungen sollte daher eine nachvollziehbare Gesamtbetrachtung aller zusätzlichen 
Verkehrsströme erfolgen. 

2. Entwässerung, Starkregen und Hochwasserrisiken 

In den vergangenen Jahren haben Starkregenereignisse deutlich zugenommen. Gleichzeitig sollen 
durch beide Vorhaben zusätzliche Flächen versiegelt werden. 

Ich habe erhebliche Zweifel, ob die bestehende Kanalisation und Entwässerungsinfrastruktur die 
zusätzlichen Belastungen dauerhaft sicher aufnehmen kann. Aus dem Kreis der Anwohner wird seit 
Jahren von Problemen bei Starkregenereignissen berichtet. Bevor weitere Flächen angeschlossen 
werden, sollte die Leistungsfähigkeit des Gesamtsystems zweifelsfrei nachgewiesen werden. 

Besonders kritisch erscheint mir, dass mögliche Auswirkungen auf Oberflächenwasser, 
Grundwasser und Versickerung nicht nur für die einzelnen Baugebiete, sondern für das gesamte 
Umfeld betrachtet werden müssen. 

3. Übermäßige Verdichtung und Verlust des Gebietscharakters 

Die geplante Bebauung des BP 198 stellt aus meiner Sicht eine erhebliche Abkehr von der bisherigen 
städtebaulichen Struktur dar. Gebäudehöhen und Bebauungsdichte passen nach meinem Eindruck 
nicht mehr zu dem gewachsenen Charakter von Westerndorf St. Peter. 

Als ich mich im Jahr 2007 für diesen Wohnstandort entschieden habe, war von einer derart intensiven 
Nachverdichtung nicht auszugehen. Die vorgesehene Bebauung wird das Ortsbild dauerhaft 
verändern. 

4. Verlust von Grünflächen, Klima- und Umweltfolgen 

Die heute vorhandenen Freiflächen übernehmen wichtige Funktionen für die Durchlüftung, die 
nächtliche Abkühlung und den natürlichen Wasserhaushalt. 

Durch die geplante Bebauung und Versiegelung gehen diese Funktionen teilweise verloren. Gerade 
angesichts zunehmender Hitzeperioden und häufiger Starkregenereignisse halte ich diese 
Entwicklung für problematisch. 

Zusätzlich werden landwirtschaftlich genutzte Flächen dauerhaft in Anspruch genommen. Aus 
meiner Sicht sollte vor einer solchen Flächenversiegelung besonders sorgfältig geprüft werden, ob 
weniger belastende Alternativen bestehen. 

5. Aufgabe früher diskutierter Entwicklungskonzepte 

Als langjähriger Anwohner erinnere ich mich daran, dass für die betreffenden Flächen in der 
Vergangenheit auch andere Entwicklungsmöglichkeiten diskutiert wurden. Nach meiner Erinnerung 
standen dabei unter anderem generationenübergreifende Wohnformen, altersgerechtes Wohnen 
sowie Einrichtungen für ältere Menschen im Raum. 

Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels und des steigenden Bedarfs an 
seniorengerechtem Wohnraum stellt sich für mich die Frage, weshalb solche Ansätze offenbar nicht 
















